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Hinweise zur Bewertung 
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teilen sich wie folgt auf die einzelnen Aufgaben: 
Aufgabe 1  30 Punkte  30 % 
Aufgabe 2  25 Punkte  25 % 
Aufgabe 3  25 Punkte  25 % 
Aufgabe 4  20 Punkte  20 % 
       
Total  Anzahl Punkte 100% 
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Aufgabe 1 
 
Im Kanton Zürich hatten die Stimmberechtigten in der Volksabstimmung vom 21. Mai 
2017 unter anderem über das „Gesetz über die Kantonsspital Winterthur AG“ abzu-
stimmen. Das Gesetz sah vor, das Kantonsspital Winterthur (KSW) in eine Aktienge-
sellschaft (AG) umzuwandeln. Bislang besitzt das KSW die Rechtsform einer selbst-
ständigen öffentlich-rechtlichen Anstalt. Die Umwandlung in eine AG sollte es dem 
KSW nach Ansicht des Regierungsrates und einer Mehrheit des Kantonsrates er-
möglichen, in vielen Bereichen flexibler und schneller zu handeln. 
 
Inhalt des Gesetzes waren die Rahmenbedingungen der Umwandlung und der AG. 
So sollte beispielsweise eine Aufgabe der Mehrheitsbeteiligung des Kantons an der 
KSW AG nur mit Zustimmung des Kantonsrates oder sogar der Stimmberechtigten 
möglich sein. Die Stadt Winterthur und die Gemeinden der ehemaligen Spitalregion 
Winterthur hätten ein Vorkaufsrecht an den Aktien erhalten. Das Personal sollte pri-
vatrechtlich angestellt werden und das Spital die Liegenschaften im Baurecht über-
nehmen. 
 
In der Neuen Zürcher Zeitung vom 10. April 2017 erklärte der Direktor des KSW im 
Rahmen eines Interviews: „Wenn wir investieren wollen, entscheidet bereits ab 3 Mil-
lionen Franken der Kantonsrat. Das ist widersinnig. [A] So verzögert sich alles 
enorm, und das ist tödlich für ein Projekt. Und es ist unverhältnismässig, dass der 
Kantonsrat, der über ein Budget von 15´000 Millionen Franken verfügt, wegen 3 Mil-
lionen bemüht werden muss. Das führt dazu, dass wir viele Projekte gar nicht erst 
anpacken, weil es einfach zu lange geht. Oder wir su-chen mühsam nach Umge-
hungsmöglichkeiten.“ 
 
Kritische Stimmberechtigte nehmen Anstoss an den als nicht angemessen empfun-
denen Äusserungen des Spitaldirektors. Er habe die für Behörden gebotene Zurück-
haltung nicht gewahrt, sondern suggeriere mit seinen Aussagen, nur bei Umwand-
lung in eine AG könne das Spital in Zukunft erfolgreich arbeiten. 
 
Fragen 
 
a) Hat der Direktor des KSW mit seinen Aussagen die Abstimmungsfreiheit verletzt? 
(25 Punkte) 
 
b) Müsste über eine allfällige Stimmrechtsbeschwerde gegen die Äusserungen in 
jedem Fall ein kantonales Gericht entscheiden? (5 Punkte) 
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Aufgabe 2 
 
Im Kanton Solothurn fanden am 21. Mai 2017 die Amteibeamtenwahlen statt. Ge-
mäss Art. 27 Abs. 1 Bst. c Nr. 1 Verfassung des Kantons Solothurn wählt das Volk 
als Amtei- oder Bezirksorgane unter anderem die Amtsgerichtspräsidenten. 
 
In der Amtei Bucheggberg-Wasseramt waren am 17. Mai 2017 zwei Amtsgerichts-
präsidenten zu wählen. Beide bisherigen Amtsinhaber, A. und B., kandidierten erneut 
für das Amt. Am 22. November 2016 reichte W. einen Wahlvorschlag für sich selber 
ein. Der Vorsteher des Oberamts Region Solothurn beschied ihm mit Verfügung vom 
28. November 2016, Ausschreibungen für den ersten Wahlgang würden vorbehältlich 
einer Demission unterbleiben und es seien einzig die beiden bisherigen Stelleninha-
ber teilnahmeberechtigt. Seine Kandidatur könne deshalb für den ersten Wahlgang 
nicht berücksichtigt werden. Der Vorsteher des Oberamts Region Solothurn stützte 
seinen Entscheid auf § 45 des Gesetzes des Kantons Solothurn über die politischen 
Rechte (GpR), der auf die Wahl für das Amtsgerichtspräsidium Anwendung findet. 
 
Diese Bestimmung hat folgenden Wortlaut: 
„2. Erneuerungswahlen 
1Liegt für Stellen mit besonderen Wählbarkeitsvoraussetzungen keine Demission vor, 
unterbleiben die Ausschreibung und das Anmeldeverfahren für den ersten Wahl-
gang. Teilnahmeberechtigt ist einzig der bisherige Stelleninhaber oder die bisherige 
Stelleninhaberin. 
2Kommt es zu keiner Wahl im ersten Wahlgang, ist die Stelle vor dem zweiten Wahl-
gang auszuschreiben. [A].“ 
 
Die Bestimmung des erforderlichen Mehrs richtet sich nach § 113 Abs. 1 – 3 GpR: 
„II. Majorzwahlen 
1. Erster Wahlgang 
1Bei den Majorzwahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute Mehr. 
2Bei der Berechnung des absoluten Mehrs fallen die leeren Stimmen mit in Betracht. 
Die Gesamtzahl der gültigen und leeren Stimmen wird durch die Anzahl der zu wäh-
lenden Behördenmitglieder geteilt und das Ergebnis halbiert; die nächsthöhere ganze 
Zahl stellt das absolute Mehr dar. 
3Gewählt sind die Kandidaten oder Kandidatinnen, welche das absolute Mehr er-
reicht haben. Haben mehr Kandidaten oder Kandidatinnen das absolute Mehr er-
reicht, als Stellen zu besetzen sind, so sind die Kandidaten oder Kandidatinnen mit 
den höchsten Stimmenzahlen gewählt.“ 
 
Fragen 
 
a) Verletzt der Entscheid des Vorstehers des Oberamts Region Solothurn W. in sei-
nen politischen Rechten? (20 Punkte) 
 
b) Wie ist die Ermittlung des absoluten Mehrs bei der Wahl der Amtsgerichtspräsi-
denten im Kanton Solothurn im Vergleich mit sonstigen Wahlen nach dem Mehr-
heitswahlsystem in den schweizerischen Kantonen, beispielsweise für Kantonsregie-
rungen, einzuordnen? (5 Punkte) 
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Aufgabe 3 
 
Anlässlich der Gemeindeversammlung vom 22. März 2017 hatten die Stimmberech-
tigten der zürcherischen Gemeinde Zollikon unter anderem über die Einzelinitiative 
„Abgabe des «Areal Beugi» Zollikon im Baurecht an Zolliker Baugenossenschaften 
unter gleichzeitigem Verzicht auf einen Grossverteiler in dieser Überbauung“ zu be-
finden. An der Gemeindeversammlung nahmen 762 von insgesamt 8008 Stimmbe-
rechtigten teil. 
 
Der Text der Initiative lautet: 
„Die Gemeinde Zollikon überlässt die als «Areal Beugi» in Zollikon bekannte Grund-
stücksfläche von ca. 6239 m2 im Baurecht den interessierten Zolliker Baugenossen-
schaften. Basierend auf dem Entwurf des bereits bestehenden Gestaltungsplans sol-
len darauf Wohnungen für alle Altersstufen realisiert werden. Mindestens je ein Drit-
tel ist für Senioren- und Familienwohnungen vorzusehen. In den Erdgeschossen 
können publikumswirksame Gewerbeflächen verwirklicht werden. Ausdrücklich ver-
zichtet wird auf einen Grossverteiler. Und der bestehende Vorvertrag ist aufzulösen. 
Der vergünstigte Baurechtzins stützt sich auf die Regelungen, die zwischen den Zol-
liker Baugenossenschaften und der Gemeinde im Juni 2014 erarbeitet wurde. Der 
Gemeinderat wird beauftragt, mit den Zolliker Baugenossenschaften die entspre-
chenden Verhandlungen zu führen und die Umsetzung des Begehrens unter Einbe-
zug der zuständigen Instanzen Zug um Zug in angemessener Frist umzusetzen.“ 
 
Nach ausführlicher Diskussion stimmten 400 Stimmende für die Initiative und 362 
dagegen. Daraufhin stellte ein Stimmbürger den Antrag auf nachträgliche Urnenab-
stimmung. Dieser Antrag erhielt 332 Stimmen. Der Gemeinderat (Exekutive) setzte 
eine Urnenabstimmung für den 24. September 2017 an. 
 
Ein Stimmberechtigter bezweifelt die Rechtmässigkeit der Ansetzung einer Urnenab-
stimmung. Das Resultat der Gemeindeversammlung sei vielmehr definitiv. Beschlüs-
se von Ausgaben unter zwei Millionen Franken könnten nicht der Urnenabstimmung 
unterworfen werden. Der im Jahr 2015 vom Gemeinderat für das Areal vorgeschla-
gene Projektierungskredit habe nur 690´000 Franken betragen. Somit gehe es bei 
der Initiative ebenfalls um einen geringeren Betrag als zwei Millionen Franken. Das 
Vorgehen hebele im Übrigen die Institution Gemeindeversammlung aus und komme 
einer Aufforderung gleich, Gemeindeversammlungen inskünftig fernzubleiben. 
 
Einschlägige Rechtsgrundlagen 
 
Art. 86 Abs. 2 – 4 Verfassung des Kantons Zürich 
2Die Stimmberechtigten entscheiden an der Urne über: 
a. Ausgaben, die einen in der Gemeindeordnung festgelegten Betrag übersteigen; 
b. Geschäfte, die in Verfassung, Gesetz oder Gemeindeordnung besonders bezeich-
net sind. 
3In der Gemeindeversammlung kann ein Drittel der anwesenden Stimmberechtigten 
verlangen, dass über einen Beschluss nachträglich an der Urne abgestimmt wird. 
4Das Gesetz bezeichnet die Geschäfte, die von der Urnenabstimmung ausgeschlos-
sen sind. 
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§ 116 Abs. 1 Gemeindegesetz des Kantons Zürich 
In politischen Gemeinden und Schulgemeinden kann die Gemeindeordnung bestim-
men, dass der Erlass und die Änderung der Gemeindeordnung sowie folgende Ge-
schäfte der Urnenabstimmung unterstehen: 
1. Ausgabenbewilligungen nach den Bestimmungen der Gemeindeordnung gemäss 
§ 119, 
2. Beschlüsse von Gemeindeversammlungen, an denen nicht mehr als die Hälfte der 
Stimmberechtigten teilgenommen hat, wenn ein Drittel der bei der Beschlussfassung 
anwesenden Stimmberechtigten in der Gemeindeversammlung eine Urnenabstim-
mung verlangt. 
 
§ 119 Gemeindegesetz des Kantons Zürich 
Die Gemeindeordnung bestimmt, welche Ausgaben durch die Gemeindeversamm-
lung, die Stimmberechtigten an der Urne, den Grossen Gemeinderat, allenfalls unter 
Vorbehalt des fakultativen Referendums, und durch die Gemeindebehörden bewilligt 
werden. 
 
Art. 18 Gemeindeordnung der Politischen Gemeinde Zollikon 
In der Gemeindeversammlung kann ein Drittel der anwesenden Stimmberechtigten 
verlangen, dass über einen Beschluss nachträglich an der Urne abgestimmt wird. 
 
Art. 19 Gemeindeordnung der Politischen Gemeinde Zollikon 
Ausser den im kantonalen Gemeindegesetz genannten Geschäften sind von der 
nachträglichen Urnenabstimmung ausgeschlossen: [A] 
b. Beschlüsse einmaliger Ausgaben von weniger als 2'000'000 Franken und jährlich 
wiederkehrender Ausgaben von weniger als 200'000 Franken, 
[A] 
 
Fragen 
 
a) Ist die Anordnung der Urnenabstimmung durch den Gemeinderat rechtmässig? 
(20 Punkte) 
 
b) Wie ist die Möglichkeit von Urnenabstimmungen im Rahmen von Versammlungs-
systemen im Vergleich mit anderen Kantonen im Hinblick auf die kantonale und die 
kommunale Ebene einzuordnen? (5 Punkte) 
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Aufgabe 4 
 
In der ersten Jahreshälfte 2017 wurde in den Kantonen über zahlreiche verschiedene 
Vorlagen abgestimmt, unter anderem über die zehn folgenden Geschäfte. 
 
1. Gegenstand der Volksabstimmung im Kanton Bern vom 21. Mai 2017 war unter 
anderem der Beschluss des Grossen Rates betreffend den Projektierungskredit für 
die Verkehrssanierung Aarwangen – Langenthal Nord. Für die Projektierung des 
Bauvorhabens hatte der Grosse Rat mit 111 zu 35 Stimmen bei 4 Enthaltungen ei-
nen Kredit von 6,6 Millionen Franken bewilligt. Gegen diesen Beschluss wurde das 
Referendum ergriffen. 
 
2. Im Kanton Luzern war die Erhöhung des Staatssteuerfusses für 2017 auf 1,70 
Einheiten Gegenstand der Volksabstimmung vom 21. Mai 2017. Der Kantonsrat hat-
te am 13. Dezember 2016 mit 81 gegen 29 Stimmen beschlossen, den Steuerfuss 
für die Staatssteuern im Jahr 2017 auf 1,70 Einheiten festzusetzen. Ein Komitee der 
SVP reichte gegen den Beschluss mit der erforderlichen Zahl gültiger Unterschriften 
fristgerecht das Referendum ein, sodass das Referendum gegen den Beschluss über 
die Festsetzung des Steuerfusses für die Staatssteuern im Jahr 2017 zustande ge-
kommen war. 
 
3. Im Kanton Uri stand am 21. Mai 2017 die Volksinitiative zur Einreichung einer 
Standesinitiative zur Abschaffung der obligatorischen Neulenkerkurse (WAB-Kurse) 
zur Abstimmung. 
Das Initiativbegehren hat folgenden Wortlaut: 
„Gestützt auf Artikel 160 Absatz 1 der Bundesverfassung (BV) reicht der Kanton Uri 
der Bundesversammlung folgende Standesinitiative ein: 
Der Kanton Uri verlangt vom Bund eine Änderung des Strassenverkehrsgesetzes, 
dass die Weiterbildungskurse gestützt auf Artikel 15a Ziffer 2 Litera b nur für diejeni-
gen Neulenker obligatorisch sind, welche in der Probezeit eine schwere Widerhand-
lung gegen das Strassenverkehrsgesetz begehen.“ 
 
4. Im Kanton Obwalden wurde gegen den vom Kantonsrat beschlossenen Nachtrag 
zum Behördengesetz vom 8. September 2016 das Referendum ergriffen. Deshalb 
konnte die Obwaldner Stimmbevölkerung am 21. Mai 2017 über die Vorlage befin-
den. 
 
5. Die Stimmberechtigten des Kantons Basel-Stadt stimmten am 21. Mai 2017 über 
den Grossratsbeschluss vom 9. November 2016 betreffend die kantonale Initiative 
„für eine ringförmige Velo-Komfortroute (Veloring-Initiative)“ ab. Im Februar 2016 
kam die Initiative zustande. Diese forderte eine sichere, lückenlose und klar erkenn-
bare Veloroute rund um das Basler Stadtzentrum. Der Regierungsrat teilte das An-
liegen der Initiantinnen und Initianten und hatte eine entsprechende Vorlage ausfor-
muliert. Der Grosse Rat hat sich ebenfalls für den Veloring ausgesprochen und 25 
Millionen Franken für die Planung und Realisierung des Velorings bewilligt. Da gegen 
den Beschluss des Grossen Rates das Referendum ergriffen wurde, hatte die 
Stimmbevölkerung über den Veloring zu entscheiden. 
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6. Im Kanton Basel-Landschaft stimmte das Volk am 21. Mai 2017 unter anderem 
über die drei folgenden Vorlagen ab. 
 
a) Änderung der Verfassung des Kantons Basel-Landschaft betreffend Aufgabenzu-
ordnung und Zusammenarbeit der Baselbieter Gemeinden. Der Landrat hatte an sei-
ner Sitzung vom 9. Februar 2017 der Änderung der Kantonsverfassung einstimmig 
zugestimmt. 
 
b) Initiative «Ja zum Bruderholzspital». Der Text der Initiative lautete: 
„Das Spitalgesetz vom 17. November 2011 (SGS 930) wird wie folgt geändert: 
§ 9 Abs. 1 
Die Unternehmen erfüllen den ihnen in der Spitalliste zugewiesenen Leistungsauf-
trag. Das KSBL sichert die Grundversorgung in Laufen und die erweiterte Grundver-
sorgung an den Standorten Bruderholz und Liestal im stationären und ambulanten 
Bereich.“ 
 
c) Initiative «Ja zu fachlich kompetent ausgebildeten Lehrpersonen». Der Text der 
Initiative, verbunden mit einem Antrag an den Landrat, eine entsprechende Vorlage 
auszuarbeiten, lautete: 
„Ein unbefristetes Arbeitsverhältnis an einer Sekundarschule erhalten nur Lehrperso-
nen, die in denjenigen Fächern, die sie unterrichten, wieder ein Studium an der Uni-
versität oder der ETH (Eidgenössisch Technische Hochschule) absolvieren und in 
jedem Fach mindestens 60 Credit Points (CP) erreichen. Zudem muss eine einjähri-
ge pädagogische Ausbildung an einer pädagogischen Hochschule oder einem Leh-
rerseminar absolviert werden.“ 
 
7. Im Kanton Schaffhausen ging es in der Volksabstimmung vom 21. Mai 2017 um 
die vom Kantonsrat mit 45 zu 12 Stimmen beschlossene Änderung des Justizgeset-
zes. Da die Vierfünftelmehrheit im Kantonsrat um eine Stimme nicht erreicht wurde, 
war eine Volksabstimmung notwendig. 
 
8. Im Kanton Aargau befanden die Stimmberechtigten am 12. Februar 2017 über die 
Volksinitiative „Chancen für Kinder – Zusammen gegen Familienarmut“. 
Die Initiative hatte folgenden Wortlaut: 
„Die Verfassung des Kantons Aargau vom 25. Juni 1980 (SAR 110.000) wird wie 
folgt ergänzt: 
§ 38 Abs. 2 (neu) 
Zusätzlich zur Ausrichtung von Familienzulagen werden zur gezielten Unterstützung 
von Kindern einkommensschwacher Familien bis zur Beendigung der obligatorischen 
Schule Kinderbeihilfen ausgerichtet.“ 
 
Frage 
 
Wie lautet die möglichst präzise Bezeichnung des der jeweiligen Volksabstimmung 
zugrunde liegenden direktdemokratischen Instruments? (jeweils 2 Punkte) 
 
Beispiel: Volksinitiative auf Totalrevision der Bundesverfassung in Form der allge-
meinen Anregung 
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)�U�GHQ�RIIL]LHOOHQ�&KDUDNWHU�VSULFKW��EHUGLHV�GHU�,QKDOW�GHV�$UWL�
NHOV��'LHVHU�OlVVW�NHLQH�SHUV|QOLFKHQ�:HUWXQJHQ�HUNHQQHQ��VRQ�
GHUQ�GHQ�DPWOLFKHQ�6DFKYHUVWDQG�GHV�'LUHNWRUV��'HU�'LUHNWRU�lXV�
VHUW�VLFK�]XP�JHOWHQGHQ�9HUIDKUHQ�XQG�GHQ�GDUDXV�HQWVWHKHQGHQ�
9HU]|JHUXQJHQ�XQG�GHQ�PDQJHOQGHQ�+DQGOXQJVVSLHOUDXP��7URW]�
GHU�bXVVHUXQJ��ZLGHUVLQQLJ��OlVVW�VLFK�NHLQ��EHUZLHJHQG�SULYDWHU�
&KDUDNWHU�HUNHQQHQ��VRQGHUQ�HLQ]LJ�HLQH�:HUWXQJ�GHV�JHOWHQGHQ�
9HUIDKUHQV�DXV�6LFKW�HLQHV�%HK|UGHQPLWJOLHGV��

�
F��)D]LW�
'LH�bXVVHUXQJHQ�GHV�'LUHNWRUV�VLQG�GHU�.6:�]X]XUHFKQHQ��
�

�� 3XQNWH�

���=XOlVVLJNHLW�GHU�,QWHUYHQWLRQ�GHU�%HK|UGH�
�
9DULDQWH���
'LH�QHXHUH�/HKUH�EHI�UZRUWHW��EHUZLHJHQG�HLQ�DQ�GHQ�*UXQGVlW�
]HQ�GHU�Objektivität��Transparenz�XQG�VerhältnismässigkeiW�DXV�
JHULFKWHWHV�5HFKW�GHU�%HK|UGHQ�DXI�7HLOQDKPH�DQ�GHU�SROLWLVFKHQ�
$XVHLQDQGHUVHW]XQJ��EHU�GLH�$EVWLPPXQJVHUOlXWHUXQJHQ�KLQDXV��
WHLOZHLVH�ZLUG� LP�*UXQGVDW]�VRJDU�HLQH�3IOLFKW�GHU�%HK|UGHQ�]X�
HLQHU�HQWVSUHFKHQGHQ�0LWZLUNXQJ�DQJHQRPPHQ���
�

�
�

��3XQNWH�
�
�
�
�
�
�
�

������������������������������������������������������������
��� 9JO��%*(����,�����(�����%*(�����,D�����(���H��%*(�����,D�����(����F��8UWHLO�%*HU���&B���������

YRP�����-XOL������(��������
��� %*(�����,�����(������6�������%*(�����,D�����(���G�6��������
��� 9JO��%HVVRQ��6������II���YJO��GLH�+LQZHLVH�EHL�*HUROG�6WHLQPDQQ��6W��*DOOHU�%9�.RPPHQWDU�����$XIO��

������$UW�����1����I���
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3URI��'U��$QGUHDV�*ODVHU�

$XFK�QDFK�der bundesgerichtlichen Rechtsprechung�VLQG�EHK|UG�
OLFKH�,QIRUPDWLRQHQ�YRU�$EVWLPPXQJHQ�QLFKW� LQ�HUVWHU�/LQLH�QDFK�
GHP�,QWHUYHQWLRQVYHUERW�XQG�DOOIlOOLJHQ� WULIWLJHQ�*U�QGHQ� I�U�$E�
ZHLFKXQJHQ��YRQ�GHU�VRQVW�HLQ]XKDOWHQGHQ�1HXWUDOLWlW���VRQGHUQ�
YRU�DOOHP�LP�/LFKWH�GHU�$EVWLPPXQJVIUHLKHLW�QDFK�GHUHQ�:LUNXQJ�
LP�+LQEOLFN�DXI�GLH�0HUNPDOH�GHU�Sachlichkeit��Transparenz�XQG�
Verhältnismässigkeit�]X�EHXUWHLOHQ�� 
�
9DULDQWH�����
'DV�.6:� LVW� GXUFK� EHYRUVWHKHQGH�$EVWLPPXQJ� LQ�qualifizierter 
Weise�EHWURIIHQ��(V�EHVWHKW�GDKHU�HLQ�,QWHUHVVH�GHU�6WLPPEHUHFK�
WLJWHQ�DQ�HLQHU�6WHOOXQJQDKPH�GHV�ELV�DQKLQ�DOV�|IIHQWOLFK�UHFKWOL�
FKH�$QVWDOW�JHI�KUWHQ�.6:��XP�VLFK�HLQ�XPIDVVHQGHV�%LOG�YRQ�GHU�
$EVWLPPXQJVYRUODJH�]X�PDFKHQ��'DV�.6:�GDUI�HLQH�HLJHQH��GLH�
9RUODJH�DEOHKQHQGH�0HLQXQJ�YHUWUHWHQ��
�
=XOlVVLJ�VLQG�DXFK�,QWHUYLHZV��LQ�ZHOFKHQ�VLFK�3HUVRQHQ�NULWLVFK�
�DEHU� VDFKOLFK�� ]XU� 9RUODJH� lXVVHUQ�� $XFK� GLHVH� ,QWHUYHQWLRQ�
PXVV�VLFK�DEHU�DQ�GLH�*UXQGVlW]H�der Transparenz, der Sachlich-
keit und der Verhältnismässigkeit�KDOWHQ��
�
�

�
�
�
�
�
�
�
�

$OWHUQDWLY�]X�
9DULDQWH���
��3XQNWH�

�
�

�
=X�SU�IHQ�LVW�GDKHU�QXQ��RE�GDV�,QWHUYLHZ�GHV�'LUHNWRUV�GHV�.6:�
LQ�VDFKOLFKHU��WUDQVSDUHQWHU�XQG�YHUKlOWQLVPlVVLJHU�:HLVH�]XU�RI�
IHQHQ�0HLQXQJVELOGXQJ�EHL]XWUDJHQ�JHHLJQHW�LVW�RGHU�DEHU�LQ�GR�
PLQDQWHU� XQG� XQYHUKlOWQLVPlVVLJHU� $UW� LP� 6LQQH� HLQHU� HLJHQWOL�
FKHQ�3URSDJDQGD�HLQH�IUHLH�:LOOHQVELOGXQJ�GHU�6WLPPEHUHFKWLJ�
WHQ�HUVFKZHUW�RGHU�JHUDGH�]X�YHUXQP|JOLFKW�ZXUGH�
�
D��7UDQVSDUHQ]�
'LH�bXVVHUXQJHQ�GHV�'LUHNWRUV�GHU�.6:�ZHUGHQ�YRQ�GLHVHP�NODU�
DOV�%HK|UGHQPLWJOLHG�JHWlWLJW�XQG�VHLQH�)XQNWLRQ�ZLUG�RIIHQJHOHJW��
�
E��6DFKOLFKNHLW�
,QIRUPDWLRQHQ�VLQG�VDFKOLFK��ZHQQ�GLH�$XVVDJHQ�ZRKO�DEJHZRJHQ�
VLQG�XQG�EHDFKWOLFKH�*U�QGH�GDI�U�VSUHFKHQ��ZHQQ�VLH�HLQ�XPIDV�
VHQGHV�%LOG�GHU�9RUODJH�PLW�9RU��XQG�1DFKWHLOHQ�DEJHEHQ�XQG�GHQ�
6WLPPEHUHFKWLJWHQ�HLQH�%HXUWHLOXQJ�HUP|JOLFKHQ�RGHU�ZHQQ�VLH�
WURW]�HLQHU�JHZLVVHQ�hEHUVSLW]XQJ�QLFKW�XQZDKU�XQG�XQVDFKOLFK�
E]Z�� OHGLJOLFK� XQJHQDX� XQG� XQYROOVWlQGLJ� VLQG� �DQDORJ� $EVWLP�
PXQJVYRUODJHQ���
�
'HU� =HLWXQJVDUWLNHO� VWHOOW� DXVGU�FNOLFK� HLQ� ©,QWHUYLHZª� GDU�� 'LH�
NODUH�6WHOOXQJQDKPH�]XJXQVWHQ�GHU�9RUODJH�LVW�I�U�VLFK�DOOHLQH�EH�
WUDFKWHW�QLFKW�DOV�XQVDFKOLFK�]X�EH]HLFKQHQ. (LQHUVHLWV�ZLUG�LP�,Q�
WHUYLHZ�GDV�JHOWHQGH�9HUIDKUHQ�EHL�JHSODQWHQ� ,QYHVWLWLRQHQ�XP�
VFKULHEHQ��©DE�GUHL�0LOOLRQHQ�)UDQNHQ�HQWVFKHLGHW�GHU�.DQWRQV�
UDWª��� $QGHUVHLWV� ZHUGHQ� GLH� $XVZLUNXQJHQ� GLHVHV� 9HUIDKUHQV�

�
�
�
�
�
�
�

�
����3XQNWH�

�
�
�
�

����3XQNWH�

������������������������������������������������������������
��� 8UWHLO�%*HU���&B���������YRP�����-XOL������(������XQG�������
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�9HU]|JHUXQJHQ�� 6FKZHUIlOOLJNHLW� GHV� 9HUIDKUHQV� HWF��� XQG� GHU�
PDQJHOQGH�+DQGOXQJVVSLHOUDXP�DXIJH]HLJW��
�
'LH�bXVVHUXQJ�©ZLGHUVLQQLJª�PDJ�]ZDU�DOV��EHUVSLW]W�HUVFKHLQHQ��
YHUOHW]W�DEHU�SHU�VH�QLFKW�GDV�6DFKOLFKNHLWVJHERW��
�
'LH�4XDOLIL]LHUXQJ� DOV� ©XQYHUKlOWQLVPlVVLJª� LP�+LQEOLFN� GDUDXI��
GDVV� GHU� .DQWRQVUDW� EHL� HLQHP�%XGJHW� YRQ� ���0LR�� )U�� ZHJHQ�
��0LR�� )UDQNHQ� EHP�KW�ZHUGHQ�PXVV�� NDQQ�ZRKO� OHW]WOLFK� DXFK�
QLFKW�DOV�XQVDFKOLFK�JHZHUWHW�ZHUGHQ��GD�GLH�bXVVHUXQJ�OHGLJOLFK�
GHU�6FKLOGHUXQJ�GHV�9HUIDKUHQV�GLHQW��
�
*OHLFKHV�JLOW�I�U�GLH�bXVVHUXQJ��GDVV�©YLHOH�3URMHNWH�JDU�QLFKW�HUVW�
DQJHSDFNW�ZHUGHQ��ZHLO�HV�]X�ODQJH�JHKWª��
�
+LQJHJHQ�NDQQ�GLH�$XVVDJH��GDVV�QDFK�8PJHKXQJVP|JOLFKNHL�
WHQ�JHVXFKW�ZHUGH��DOV�LUUHI�KUHQG�XQG�GDPLW�DOV�XQVDFKOLFK�HLQ�
JHVWXIW�ZHUGHQ��'HQ�6WLPPEHUHFKWLJWHQ�ZLUG�VXJJHULHUW��GDVV�GDV�
.6:�]XP�KHXWLJHQ�=HLWSXQNW�QXU�PLWKLOIH�GHU�8PJHKXQJ�GHU�JH�
VHW]OLFKHQ�%HVWLPPXQJHQ�HUIROJUHLFK�JHI�KUW�ZHUGHQ�N|QQH��=X�
N�QIWLJ�N|QQH�GLHV�QXU�EHL�HLQHU�8PZDQGOXQJ�LQ�HLQH�$*�HUIROJ�
YHUVSUHFKHQG�JHZlKUOHLVWHW�ZHUGHQ��
�
(LQH�DQGHUH�%HZHUWXQJ�LVW�XQWHU�9HUZHLV�DXI�GHQ�*HVDPW]XVDP�
PHQKDQJ�EHL�HQWVSUHFKHQGHU�$UJXPHQWDWLRQ�JXW�YHUWUHWEDU��
�
'LH�6WHOOXQJQDKPH�LVW�VRPLW��EHUZLHJHQG�VDFKOLFK�JHKDOWHQ��HQW�
KlOW�DEHU�MH�QDFK�%HWUDFKWXQJVZHLVH�XQVDFKOLFKH�(OHPHQWH��
�
F��9HUKlOWQLVPlVVLJNHLW�
'DU�EHU�KLQDXV�VWHOOW�VLFK�GLH�)UDJH��RE�GDV�,QWHUYLHZ�GHV�'LUHN�
WRUV�GHU�.6:�YRU�GHP�*HERW�GHU�9HUKlOWQLVPlVVLJNHLW�VWDQGKlOW���
�
9RQ�GHU�$XIPDFKXQJ�KHU�LVW�GDV�,QWHUYLHZ�PLW�%OLFN�DXI�GHQ�8P�
IDQJ�QLFKW�]X�EHDQVWDQGHQ��
�
,Q�]HLWOLFKHU�+LQVLFKW� LVW�GHU�%HLWUDJ�JXW�VHFKV�:RFKHQ�YRU�GHP�
$EVWLPPXQJVWHUPLQ�XQG�GDPLW�QLFKW�XQPLWWHOEDU�YRU�GHP�8UQHQ�
JDQJ�LQ�GHU�1==�HUVFKLHQHQ��'HQ�*HJQHUQ�GHU�9RUODJH�EOLHE�GHP�
QDFK�JHQ�JHQG�=HLW��XP�JHZLVVH�9HU]HUUXQJHQ�RGHU�HLQVHLWLJH�$U�
JXPHQWDWLRQHQ�DXV� LKUHU�6LFKW� ]X� NRPPHQWLHUHQ�E]Z�� ULFKWLJ]X�
VWHOOHQ��'DPLW�KDWWHQ�DXFK�GLH�6WLPPEHUHFKWLJWHQ�JHQ�JHQG�=HLW�
VLFK�DXV�DQGHUHQ�4XHOOHQ�]X�LQIRUPLHUHQ��
�
(LQH�DQGHUH�(LQRUGQXQJ�LVW�XQWHU�9HUZHLV�DXI�GLH�XQPLWWHOEDU�EH�
YRUVWHKHQGH�$EVWLPPXQJ�YHUWUHWEDU��
�

��3XQNWH�

)D]LW�
=XVDPPHQIDVVHQG� LVW� IHVW]XKDOWHQ�� GDVV� GDV� LQ� GHU� 1==� HU�
VFKLHQH� ,QWHUYLHZ�GHV�'LUHNWRUV�GHV�.6:�DOV�EHK|UGOLFKH� ,QWHU�
YHQWLRQ�]X�EHWUDFKWHQ�LVW��6LH�HUZHLVW�VLFK�gesamthaft�EHWUDFKWHW�

��3XQNWH�
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DOV�WUDQVSDUHQW��überwiegend sachlich�XQG�YHUKlOWQLVPlVVLJ�XQG�
WUlJW� ]XU� REMHNWLYHQ� 0HLQXQJVELOGXQJ� EHL�� 'LH� EHDQVWDQGHWHQ�
bXVVHUXQJHQ�ZlUHQ�ZRKO�QLFKW�JHHLJQHW�JHZHVHQ��GDV�5HVXOWDW�
GHU�$EVWLPPXQJ�ZHVHQWOLFK�]X�EHHLQIOXVVHQ��
�
�
)UDJH� �E�� 0�VVWH� �EHU� HLQH� DOOIlOOLJH� 6WLPPUHFKWVEH�
VFKZHUGH�JHJHQ�GLH�bXVVHUXQJHQ�LQ�MHGHP�)DOO�HLQ�NDQWRQD�
OHV�*HULFKW�HQWVFKHLGHQ"�
�
*HPlVV�$UW�����$EV����6DW]���%**�P�VVHQ�GLH�.DQWRQH�JHJHQ�
EHK|UGOLFKH�$NWH��GLH�GLH�SROLWLVFKHQ�5HFKWH�GHU�6WLPPEHUHFKWLJ�
WHQ� LQ� NDQWRQDOHQ� $QJHOHJHQKHLWHQ� YHUOHW]WHQ�� HLQ� 5HFKWVPLWWHO�
YRUVHKHQ��2E�GLH�5HFKWVPLWWHOLQVWDQ]�HLQ�*HULFKW�VHLQ�P�VVWH�±�
RGHU�RE�HLQH�YHUZDOWXQJVLQWHUQH�%HVFKZHUGHP|JOLFKNHLW�JHQ�JW�±�
OlVVW�GDV�*HVHW]�RIIHQ��
�
'DV�%XQGHVJHULFKW�YHUODQJW�YRU�GHP�+LQWHUJUXQG�GHU�5HFKWVZHJ�
JDUDQWLH��$UW����D�%9���GDVV�GLH�.DQWRQH�HLQH�richterliche Behörde�
DOV� OHW]WH� NDQWRQDOH� 5HFKWVPLWWHOLQVWDQ]� LQ� NDQWRQDOHQ� 6WLPP�
UHFKWVDQJHOHJHQKHLWHQ� HLQVHW]HQ�� $OOHUGLQJV� LVW� QLFKW� ]ZLQJHQG�
HLQ�REHUHV�*HULFKW�LP�6LQQH�YRQ�$UW�����$EV����%**�HUIRUGHUOLFK��
�
'LH�.DQWRQH�VLQG�KLQJHJHQ�QLFKW�YHUSIOLFKWHW��JHJHQ�$NWH�GHV�3DU�
ODPHQWV�XQG�GHU�5HJLHUXQJ�HLQ�5HFKWVPLWWHO�YRU]XVHKHQ��$UW�����
$EV����6DW]���%**���
�
5LFKWHQ�GLH�.DQWRQH�QLFKW�YRQ�VLFK�DXV�HLQH�NDQWRQDOH�%HVFKZHU�
GHP|JOLFKNHLW�HLQ��N|QQHQ�$NWH�GHU�.DQWRQVSDUODPHQWH�XQG�.DQ�
WRQVUHJLHUXQJHQ�GLUHNW�EHLP�%XQGHVJHULFKW�DQJHIRFKWHQ�ZHUGHQ��
$OV�$NWH�GHV�3DUODPHQWV�XQG�GHU�5HJLHUXQJ�VLQG�DXFK�Realakte 
LP�=XVDPPHQKDQJ�PLW�:DKOHQ�XQG�$EVWLPPXQJHQ�]X�VXEVXPLH�
UHQ�� VR�HWZD� ,QIRUPDWLRQHQ� LP�9RUIHOG�YRQ�:DKOHQ�XQG�$EVWLP�
PXQJHQ��
�
,P�YRUOLHJHQGHQ�)DOO�KDQGHOW�HV�VLFK�QLFKW�XP�$NWH�GHU�5HJLHUXQJ�
RGHU�GHV�3DUODPHQWHV��VRGDVV�LQ�MHGHP�)DOO�HLQ�5HFKWVPLWWHO�DQ�
HLQ�NDQWRQDOHV�*HULFKW�YRUJHVHKHQ�VHLQ�PXVV��
�

��3XQNWH�

�

� �


